
Befreiung oder Kostenfalle?
Neues Gebäudemodernisierungsgesetz heizt Diskussion über Belastung für Vermieter an.

Die Junge Union Ostallgäu befürchtet weitreichende Folgen für den Wohnungsmarkt.

Ostallgäu Eigentlich wurde das neue
Gebäudemodernisierungsgesetz,
das im November kommen soll, als
Befreiungsschlag angekündigt.
Doch die Junge Union Ostallgäu
sieht darin für private Vermieter
eine Kostenfalle – was auch die
junge Generation direkt beträfe,
wie sie in einer Pressemitteilung
schildert. Denn vor allem jungen
Leute bräuchten dringend bezahl-
baren Wohnraum.

Das neue Gesetz schafft die
65-Prozent-Erneuerbare-Ener-
gien-Pflicht ab und erlaubt wieder
den Einbau von Gas- und Ölhei-
zungen. Wer ab 2029 eine fossile

Heizung einbaut, muss jedoch
schrittweise steigende Anteile an
klimaneutralen Brennstoffen nut-
zen. Das klingt laut der Jungen
Union nach Entlastung. Doch der
Teufel stecke im Detail. Denn ab
2028 sollen bei neu eingebauten
Gas- oder Ölheizungen die
CO2-Abgaben sowie Gasnetzent-
gelte zu jeweils 50 Prozent zwi-
schen Mietern und Vermietern auf-
geteilt werden. Auch die Kosten
der Bio-Treppe sollen zum glei-
chen Anteil geteilt werden.  Das be-
deutet: Wer als Vermieter eine Gas-
heizung einbaut, übernimmt dau-
erhaft einen wachsenden Kosten-

anteil für das Heizverhalten seiner
Mieter – ohne dieses steuern zu
können. Sachverständige kritisier-
ten im Bundestags-Ausschuss,
dass das Gesetz trotz des Vereinfa-
chungsanspruchs komplex geblie-
ben sei und neue Nachweis- und
Dokumentationspflichten den De-
regulierungsanspruch konterka-
rieren.

Mit der Gesetzes-Novelle be-
fürchtet die Junge Union auch,
dass der Wohnungsmangel ver-
stärkt wird, weil es immer weniger
private Vermieter gebe. Bereits
jetzt ziehen diese sich zurück, weil
sie fehlende Rentabilität sehen

oder die Anforderungen im Miet-
recht zu kompliziert seien, beruft
sich die Junge Union auf das Er-
gebnis der aktuellen Haus-und-
Grund-Vermieterbefragung.

Beschluss Mitte Juli
Das parlamentarische Verfahren
läuft noch – der Bundestag soll das
Gesetz noch vor der Sommerpause
Mitte Juli beschließen.  Die Junge
Union plädiert dafür, vor allem bei
der CO2-Kostenteilung und der so-
genannten Bio-Treppe neu zu ver-
handeln und will eine Härtefall-
klausel für Kleinvermieter mit
niedrigen Mieten.

„Wir als Junge Union Ostallgäu
sehen das Heizgesetz als Schritt in
die richtige Richtung, aber vermis-
sen einen echten Befreiungs-
schlag“ – zumindest solange Ver-
mieter dauerhaft an Kosten betei-
ligt werden, die sie nicht steuern
können und eine wirkungsvolle
Härtefallklausel fehle. „Ohne
handlungsfähige private Vermie-
ter gibt es keinen Wohnraum für
die nächste Generation“, schreibt
die Junge Union. Darum appellie-
ren sie an den Ostallgäuer Bundes-
tagsabgeordneten Stephan Stra-
cke, sich für Änderungen am Ge-
setz einzusetzen. (pm)


